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Fresko am Gerichtsgebäude in San Gimignano/Italien 

Sibylla Flügge 
Von väterlicher Gewalt und elterlicher Sorge 
Eine Gesetzesdokumentation 1900-1982 

Mit zunehmendem allgemeinem Interesse für die 
Geschichte der Frauen / Geschichte der Alltagser­
fahrungen, nehmen in den letzten Jahren auch die 
(Kurz-)Darstellungen de_r Geschichte des Familien­
rechtes zu. 

Ein genaueres, in vieler Hinsicht plastischeres 
Bild von der Entwicklung der rechtlichen Situa­
tion ergibt sich (mindestens für 'Juristinnen) aus 
der Lektüre der Gesetzestexte. Da veraltete Gesetze 
aber auch in Bibliotheken oft nur schwer zugäng­
lich sind, dokumentieren wir hier die Paragraphen 
des BGB, die das Verhältnis zwischen Eltern und 
Kindern betreffen. 

Eine Darstellung der vor 1900 geltenden Gesetze 
war im Rahmen dieses Heftes nicht möglich, da in 
jedem Landesteil verschiedene Rechte galten, je 
nach dem, ob der regierende Herr der katholischen 
oder der evangelischen Kirche angehörte, ob er von 
der Aufklärung beeinflußt war oder ob er den code 
civil napoleon übernommen hatte. 

Das BGB stellte einen Kompromiß dar zwecks 
Rechtsvereinheitlichung, es hatte aber nicht ein­
mal den Anspruch, besonders zukunftsweisend 
zu sein. Dennoch hielt es sich - obwohl verfas-

sungsrechtlich schon bald überholt - so zäh wie 
kaum ein anderes Gesetz. Erst in den letzten Jahren 
überstürzten sieh die Reformen. 

Die heute gültige Fassung der hier zitierten 
Bestimmungen stammt im Wesentlichen aus dem 
Jahr 1980 bzw, soweit sie das Nichtehelichenrecht 
betrifft, aus dem Jahr 1970. Sie ist hier nicht ab­
gedruckt. Soweit ein Gesetz vor 1980/1970 die 
heute gültige Fassung erhielt, ist es kursiv gesetzt. 

1900 
Bürgerliches Gesetzbuch vom 18.8.1896, in Kraft seit dem 
1.1.1900 

§ 1589. (Abstammung) (1) Personen, deren eine von 
der anderen abstammt, sind in gerader Linie verwandt. Per­
sonen, die nicht in gerader Linie verwandt sind, aber von 
derselben dritten Person abstammen, sind in der Seitenlinie 
verwandt. Der Grad der Verwandtschaft bestimmt sich nach 
der Zahl der sie vermittelnden Geburten. 

Ein uneheliches Kind und dessen Vater gelten nicht als 
verwandt. 

S 1627. (elterliche Gewalt des Vaters) Der Vater hat kraft 
der elterlichen Gewalt das Recht und die Pflicht, für die 
Person und das Vermögen des Kindes zu sorgen. 

maritthiede
Rechteck
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S 1631. (Personensorge des Vaters) (1) Die Sorge für die 
Person des Kindes umfaßt das Recht und die Pflicht, das 
Kind zu erziehen, zu beaufsichtigen und seinen Aufenthalt 
zu bestimmen. 

(2) Der Vater kann kraft des Erziehungsrechts angemes­
sene Zuchtmittel gegen das Kind anwenden. Auf seinen An­
trag hat das Vormundschaftsgericht ihn durch Anwendung 
geeigneter Zuchtmittel zu unterstützen. 

S 1633. (Verheiratete Tochter) Ist eine Tochter verheira­
tet, so beschränkt sich die Sorge für ihre Person auf die Ver­
tretung in den die Person betreffenden Angelegenheiten. 

S 1634. (Personensorge der Mutter) Neben dem Vater 
hat während der Dauer der Ehe die Mutter das Recht und 
die Pflicht, für die Person des Kindes zu sorgen; zur Vertre­
tung des Kindes ist sie nicht berechtigt, unbeschadet der 
Vorschrift des S 1685 Abs. 1. Bei einer Meinungsverschie­
denheit zwischen den Eltern geht die Meinung des Vaters 
vor. 

S 1635. (Personensorge bei Scheidung) (1) Ist die Ehe 
aus einem der in den§§ 1565 bis 1568 bestimmten Grunde 
geschieden, so steht, so lange die geschiedenen Ehegatten 
leben, die Sorge für die Person des Kindes, wenn ein Ehe­
gatte allein für schuldig erklärt ist, dem anderen Ehegatten 
zu; sind beide Ehegatten für schuldig erklärt, so steht die 
Sorge für einen Sohn unter sechs Jahren oder für eine Toch­
ter der Mutter, für einen Sohn, der über sechs Jahre alt ist, 
dem Vater zu. Das Vormundschaftsgericht kann eine abwei­
chende Anordnung treffen, wenn eine solche aus besonde­
ren Gründen im Interesse des Kindes geboten ist; es kann 
die Anordnung aufheben, wenn sie nicht mehr erforderlich 
ist. 

(2) Das Recht des Vaters zur Vertretung des Kindes 
bleibt unberührt. 

S 1636. (Verkehrsrecht) Der Ehegatte, dem nach§ 1635 
die Sorge für die Person des Kindes nicht zusteht, behält die 
Befugnis, mit dem Kinde persönlich zu verkehren. Das Vor­
mundschaftsgericht kann den Verkehr näher regeln. 

S 1649. (Nutznießung des Vaters am Kindesvermögen) 
Dem Vater steht kraft der elterlichen Gewalt die Nutznie­
ßung an dem Vermögen des Kindes zu. 

S 1661. (Dauer der utznießung) Die Nutznießung en­
digt wenn sich das Kind verheiratet. Die Nutznießung ver­
bleibt jedoch dem Vater, wenn die Ehe ohne die erforder­
liche elterliche Einwilligung geschlossen wird. 

S 1673. (Anhörung durch Vormundschaftsgericht) (1) 
Das Vormundschaftsgericht soll vor einer Entscheidung, 
durch welche die Sorge für die Person oder das Vermögen 
des Kindes oder die Nutznießung dem Vater entzogen oder 
beschränkt wird, den Vater hören, es sei denn, daß die An­
hörung unthunlich ist. 

(2) Vor der Entscheidung sollen auch Verwandte, insbe­
sondere die Mutter, oder Verschwägerte des Kindes gehört 
werden, wenn es ohne erhebliche Verzögerung und ohne 
unverhältnismäßige Kosten geschehen kann. Für den Ersatz 
der Auslagen gilt die Vorschrift des S 184 7 Abs. 2. 

S 1674. (Amtspflichtverletzung durch Vormundschafts­
rich ter) Verletzt der Vorm undschaftsrichter vorsätzlich 
oder fahrlässig die ihm obliegenden Pflichten, so ist er dem 
Kinde nach S 839 Abs. 1, 3 verantwortlich. 

S 1684. (Elterliche Gewalt der Mutter) (1) Der Mutter 
steht die elterliche Gewalt zu: 
1. wenn der Vater gestorben oder für tot erklärt ist; 
2. wenn der Vater die elterliche Gewalt verwirkt hat und 

die Ehe aufgelöst ist. 
(2) Im Fall der Todeserklärung beginnt die elterliche Ge­

walt der Mutter mit dem Zeitpunkte, der als Zeitpunkt des 
Todes des Vaters gilt. 

S 1685. (Verhinderung des Vaters) (1) Ist der Vater an 
der Ausübung der elterlichen Gewalt thatsä.chlich verhindert 
oder ruht seine elterliche Gewalt, so übt während der Dauer 
der Elle die Mutter die elterliche Gewalt mit Ausnahme der 
Nutznießung aus. 
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(2) Ist die Ehe aufgelöst, so hat das Vormundschaftsge­
richt der Mutter auf ihren Antrag die Ausübung zu übertra­
gen, wenn die elterliche Gewalt des Vaters ruht und keine 
Aussicht besteht, daß der Grund des Ruhens wegfallen wer­
de. Die Mutter erlangt in diesem Falle auch die Nutznie­
ßung an dem Vermögen des Kindes. 

S 1686. (Umfang der elterlichen Gewalt) Auf die elterli­
che Gewalt der Mutter finden die für die elterliche Gewalt 
des Vaters geltenden Vorschriften Anwendung, soweit sich 
nicht aus den SS 1687 bis 1697 ein anderes ergiebt. 

S 1687. (Beistand für die Mutter) Das Vormundschafts­
gericht hat der Mutter einen Beistand zu bestellen: 
1. wenn der Vater die Bestellung nach Maßgabe des S 1777 

angeordnet hat; 
2. wenn die Mutter die Bestellung beantragt; 
3. wenn das Vormundschaftsgericht aus besonderen Grün­

den, insbesondere wegen des Umfanges oder der Schwie­
rigkeit der Vermögensverwaltung, oder in den Fällen der 
H 1666, 1667 die Bestellung im Interesse des Kindes 
für nötig erachtet. 

S 1689. (Pflichten des Beistandes) Der Beistand hat in­
nerhalb seines Wirkungskreises die Mutter bei der Ausübung 
der elterlichen Gewalt zu unterstützen und zu überwachen; 
er hat dem Vormundschaftsgerichte jeden Fall, in welchem 
es zum Einschreiten berufen ist, unverzüglich anzuzeigen. 

S 1696. (Minderjährige Mutter) Ruht die elterliche Ge­
walt der Mutter wegen Minderjährigkeit, so hat die Mutter 
das Recht und die Pflicht, für die Person des Kindes zu sor­
gen; zur Vertretung des Kindes ist sie nicht berechtigt. Der 
Vormund des Kindes hat, soweit der Mutter die Sorge zu­
steht, die rechtliche Stellung eines Beistandes. 

S 1697. (Ende elterlicher Gewalt bei neuer Ehe) Die Mut­
ter verliert die elterliche Gewalt, wenn sie eine neue Ehe 
eingeht. Sie behält jedoch unter den im S 1696 bestimmten 
Beschränkungen das Recht und die Pflicht, für die Person 
des Kindes zu sorgen. 

S 1698. (Verhältnis von Mutter und Vormund) Wird für 
das Kind ein Vormund bestellt, weil die elterliche Gewalt 
des Vaters ruht, oder verwirkt ist, oder weil die Vertretung 
des Kindes dem Vater entzogen ist, oder wird für die Erzie­
hung des Kindes an Stelle des Vaters ein Pfleger bestellt, so 
steht der Mutter die Sorge für die Person des Kindes neben 
dem Vormund oder dem Pfleger in gleicher Weise zu wie 
nach S 1634 neben dem Vater. 

S 1705. (Stellung des unehelichen Kindes) Das uneheli­
che Kind hat im Verhältnisse zu der Mutter und zu den Ver­
wandten der Mutter die rechtliche Stellung eines ehelichen 
Kindes. 

S 1706. (Name des unehelichen Kindes) Das uneheliche 
Kind erhält den Familiennamen der Mutter. Führt die Mut­
ter infolge ihrer Verheiratung einen anderen Namen, so er­
hält das Kind den Familiennamen, den die Mutter vor der 
Verheiratung geführt hat. Der Eheman11 der Mutter kann 
durch Erklärung gegenüber der zuständigen Behörde dem 
Kinde mit Einwilligung des Kindes und der Mutter seinen 
Namen erteilen; die Erklärung des Ehemanns sowie die Ein­
willigungserklärungen des Kindes und der Mutter sind in 
öffentlich beglaubigter Form abzugeben. , 

S 1707. (Elterliche Gewalt unehelicher Mutter) (1) Der 
Mutter steht nicht die elterliche Gewalt über das uneheliche 
Kind zu. Sie hat das Recht und die Pflicht, für die Person 
des Kindes zu sorgen; zur Vertretung des Kindes ist sie 
nicht berechtigt. Der Vormund des Kindes hat, soweit der 
Mutter die Sorge zusteht, die rechtliche Stellung eines Bei­
standes. 

S 1708. (Unterhaltspflicht des Vaters) (1) Der Vater des 
unehdichen Kindes ist verpflichtet, dem Kinde bis zur Voll­
endung des sechzehnten Lebensjahrs den der Lebensstellung 
der Mutter entsprechenden Unterhalt zu gewähren. 

(2) Der Unterhalt umfaßt den gesamten Lebensbedarf 
sowie die Kosten der Erziehung und der Vorbildung zu 
einem Berufe. 
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(3) Ist das Kind zur Zeit der Vollendung des sechzehnten 
Lebensjahrs ·infolge körperlicher oder geistiger Gebrechen 
außer stande, sich selbst zu unterhalten, so hat ihm der Va­
ter auch über diese Zeit hinaus Unterhalt zu gewähren; die 
Vorschrift des S 1603 Abs. 1 findet Anwendung. 

1919 
Verfassung des Deutschen Reiches vom 11.8.1919 

Art. 109 (2) Männer und Frauen haben grundsätzlich diesel­
ben staatsbürgerlichen Rechte und Pflichten. 
Art. 119 (1) Die Ehe steht als Grundlage des Familienle­
bens und der Erhaltung und Vermehrung der Nation unter 
dem besonderen Schutz der Verfassung. Diese beruht auf 
der Gleichberechtigung der beiden Geschlechter. 
(2) Die Reinerhaltung, Gesundung_ und soziale Förderung 
der Familie ist Aufgabe des Staats und der Gemeinden. 
Kinderreiche Familien haben Anspruch auf ausgleichende 
Fürsorge. 
(3) Die Mutterschaft hat Anspruch auf den Schutz und die 
Fürsorge des Staats. 
Art. 120 Die Erziehung des Nachwuchses zur leiblichen, 
seelischen und gesellschaftlichen Tüchtigkeit ist oberste 
Pflicht und natürliches Recht der Eltern, über deren Betä­
tigung die staatliche Gemeinschaft wacht. 
Art. 121 Den unehelichen Kindern sind durch die Gesetz­
gebung die gleichen Bedingungen für ihre leibliche, seeli­
sche und gesellschaftliche Entwicklung zu schaffen wie den 
ehelichen Kindern. 
Art. 122 (1) Die Jugend ist gegen Ausbeutung sowie gegen 
sittliche, geistige oder körperliche Verwahrlosung zu schüt­
zen. Staat und Gemeinde haben die erforderlichen Einrich­
tungen zu treffen. 
(2) Fürsorgemaßregeln im Wege des Zwanges können nur 
auf Grund des Gesetzes angeordnet werden. 

1921 
Gesetz über die religiöse Kindererziehung vom 15.7.1921 

1922 
Reichsjugendwohlfahrtsgesetz vom 9.7.1922 

1938 
Gesetz zur Vereinheitlichung des Rechts der Eheschließung 
und der Ehescheidung im Lande Oesterreich und im übrigen 
Reichsgebiet (EheG) vom 6.7.1938 

S 81 (Sorge für die Person des Kindes) (1) Ist die Ehe 
geschieden, so bestimmt das Vormundschaftsgericht, falls 
eine Einigung der Ehegatten nicht z~stande gekommen ist, 
welchem von ihnen die Sorge für die Person des oder der ge­
meinschaftlichen Kinder zustehen soll. Die Einigung der 
Ehegatten ist in einem schriftlichen Vorschlag binnen einer 
Frist von zwei Wochen nach Rechtskraft des Scheidungsur­
teils dem Vormundschaftsgericht zur Genehmigung vorzu­
legen. 

(2) Ist der Vorschlag innerhalb der in Absatz 1 bestimm­
ten Frist nicht vorgelegt wor9en, oder findet er nicht die 
Billigung des Vormundschaftsgerichts, so hat dasselbe dieje­
nige Regelung zu treffen, die dem wohlverstandenen Inter­
esse des oder der Kinder unter Berücksichtigung der gesam­
ten Verhältnisse am besten entspricht. Es kann dabei auch 
mit den Kindern persönlich Fühlung nehmen. 

(3) Vor der Entscheidung sind die geschiedenen Ehegat­
ten persönlich zu hören. Von der Anhörung soll nur abge­
sehen werden, wenn sie unmöglich i~t. 

(4) Einern Ehegatten, der allein oder überwiegend für 
schuldig erklärt worden ist, soll die Sorge nur übertragen 
werden, wenn dies aus besonderen Gründen dem Wohle des 
oder der Kinder dient. 
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(5) Das Vormundschaftsgericht kann die Sorge einem 
Pfleger übertragen, wenn dies aus besonderen Gründen für 
das Wohl des oder der Kinder erforderlich ist. 

(6) Das Vormundschaftsgericht kann die Regelungjeder­
zeit ändern, wenn es dies im Interesse des Wohles des oder 
der Kinder für angezeigt hält. 

S 82 (Persönlicher Verkehr mit den Kindern) (1) Der 
Ehegatte, dem die Sorge für die Person eines gemeinschaft­
lichen Kindes nicht zusteht, behält die Befugnis, mit ihm 
persönlich zu verkehren. 

(2) Das Vormundschaftsgericht kann den Verkehr näher 
regeln. Es kann ihn für eine bestimmte Zeit oder dauernd 
ausschließen, wenn dies aus besonderen Gründen dem Wohl 
des Kindes dient. 

1946 
Kontrollratsgesetz Nr. 16 (EheG) vom 20.2.1946 
H 81, 82 wurden zu H 74, 75 

1949 
Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland, vom 
23.5.1949 

Art. 117 (1) Das dem Artikel 3 Abs. 2 entgegenstehende 
Recht bleibt bis zu seiner Anpassung an diese Bestimmung 
des Grundgesetzes in Kraft, jedoch nicht länger als bis zum 
31. März 1953. 

1953 
'Gi".ta_chten des BHG zur Rechtslage nach dem 31.3.1953, in 
BHGZ 11, Anhang 34-80 
Urteil des BVerfG vom 18.12.1953, BVerfGE 3, 225 ff: 

Art. 117 I GG ist insoweit wirksam, als er das dem Art.3 
Abs. 2 GG entgegenstehende bürgerliche Recht auf dem Ge­
biet von Ehe und Familie mit Ablauf des 31. März 1953 
außer Kraft setzt. 

1957 
Gesetz über die Gleichberechtigung von Mann und Frau 
vom 18.6.1957 

S 1626 (Grundsatz) (1) Das Kind steht, solange es min­
derjährig ist, unter der elterlichen Gewalt des Vaters und 
der Mutter. 

(2) (Inhalt der elterlichen Gewalt) Der Vater und die 
Muttter haben, soweit sich aus den folgenden Vorschriften 
nichts anderes ergibt, kraft der elterlichen'Gewalt das Recht 
und die Pflicht, für die Person und das Vermögen des Kin­
des zu sorgen; die Sorge für die Person und das Vermögen 
umfaßt die Vertretung des Kindes. 

S 1627 (Ausübung der elterlichen Gewalt) Die Eltern ha­
ben die elterliche Gewalt in eigener Verantwortung und in 
gegenseitigem Einvernehmen zum Wohle des Kindes auszu­
üben. Bei Meinungsverschiedenheiten müssen sie versuchen, 
sich zu einigen. 

S 1628 (Entscheidungsrecht des Vaters) (1) Können sich 
die Eltern nicht einigen, so entscheidet der Vater; er hat auf 
die Auffassung der Mutter Rücksicht zu nehmen. 

(2) (Übertragung auf die Mutter) Das Vormundschafts­
gericht kann der Mutter auf Antrag die Entscheidung einer 
einzelnen Angelegenheit oder einer bestimmten Art von An­
gelegenheiten übertragen, wenn das Verhalten des Vaters in 
einer Angelegenheit von besonderer Bedeutung dem Wohle 
des Kindes widerspricht oder wenn die ordnungsgemäße 
Verwaltung des Kindesvermögens dies erfordert. 
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(3) Verletzt der Vater beharrlich seine Verpflichtung, bei 
Meinungsverschiedenheiten den Versuch einer gütlichen 
Einigung zu machen und bei seinen Entscheidungen auf die 
Auffassung der Mutter Rücksicht zu nehmen, so kann das 
Vormundschaftsgericht der Mutter auf Antrag die Entschei­
dung in den persönlichen und vermögensrechtlichen Angele­
genheiten des Kindes übertragen, wenn dies dem Wohle des 
Kindes entspricht. 
(Diese Bestimmung war in der Gleichberechtigungsdebatte 
am weitaus heftigsten umstritten - die Existenz der Familie 
schien davon abzuhängen.) 

S 1629 (Gesetzliche Vertretung) (1) Die Vertretung des 
Kindes steht dem Vater zu; die Mutter vertritt das Kind so­
weit sie die elterliche Gewalt allein ausübt oder ihr die Ent­
scheidung nach 5 1628 Abs. 2, 3 übertragen ist. 

§ 1631 (Inhalt des Personensorgerechts) (1) Die Sorge 
für die Person des Kindes umfaßt das Recht und die Pflicht 
das Kind zu erziehen, zu beaufsichtigen und seinen Aufent'. 
halt zu bestimmen. 

(2) Das Vormundschaftsgericht hat die Eltern auf Antrag 
bei der Erziehung des Kindes durch geeignete Maßregeln zu 
unterstützen. 

§ 1633 (Personensorge für verheiratete Tochter) Die Sor­
ge für die Person einer Tochter, die verheiratet ist, be­
schränkt sich auf die Vertretung·in den persönlichen Ange­
legenheiten. Das gleiche gilt für eine Tochter, die verheira­
tet war und das achtzehnte Lebensjahr vollendet hat. 

5 1634 (Recht ~um persönlichen Verkehr mit dem Kind) 
(1) Em Elternteil, dem die Sorge für die Person des Kindes 
nicht zusteht, behält die Befugnis, mit ihm persönlich zu 
verkehren. 

(2) Das Vormundschaftsgericht kann den Verkehr näher 
regeln. Es kann ihn für eine bestimmte Zeit oder dauernd 
ausschließen, wenn dies zum Wohle des Kindes erforderlich 
ist. 

S 1649 (Verwendung der Einkünfte des Kindesvermögens) 
(1) Die Einkünfte des Kindesvermögens, die zur ordnungs­

mäßigen Verwaltung des Vermögens nicht benötigt werden, 
sind für den Unterhalt des Kindes zu verwenden. Soweit die 
Vermögenseinkünfte nicht ausreichen, können die Einkünf­
te verwendet werden, die das Kind durch seine Arbeit oder 
durch den ihm nach $ 112 gestatteten selbständigen Betrieb 
eines Erwerbsgeschäfts erwirbt. 
(2) Die Eltern können die Einkünft des Vermögens, die zur 
ordnungsmäßigen Verwaltung des Vermögens und für den 
Unterhalt des Kindes nicht benötigt werden, für ihren eige­
nen Unterhalt und für den Unterhalt der minderjährigen 
unverheirateten Geschwister des Kindes verwenden soweit 
dies unter Berücksichtigung der Vermögens- und Ertl'erbs­
verhältnisse der Beteiligten der Billigkeit entspricht. Diese 
Befugnis erlischt mit der Eheschließung des Kindes. 

(Damit veränderten sich, bzw. entfielen eine Menge Paragra­
fen, die die Vermögensverwaltung betrafen.) 

S 167i' (Elterliche Gewalt nach Scheidung und Nichtig­
erklärung der Ehe) ( 1) Ist die Ehe der Eltern geschieden, 
so bestimmt das Vormundschaftsgericht, welchem Eltern­
teil die elterliche Gewalt über ein gemeinschaftliches Kind 
zustehen soll. 

(2) Von einem gemeinsamen Vorschlag der Eltern soll 
das Vormundschaftsgericht nur abweichen, wenn dies zum 
Wohle des Kindes erforderlich ist. 

(3) Haben die Eltern innerhalb von zwei Monaten nach 
Rechtskraft des Scheidungsurteils keinen Vorschlag ge­
macht oder billigt das Vormundschaftsgericht ihren Vor­
schlag nicht, so trifft es die Regelung, die unter Berücksich­
tigung der gesamten Verhältnisse dem Wohle des Kindes am 
besten entspricht. Ist ein Elternteil allein für schuldig er­
klärt und sprechen keine schwerwiegenden Gründe dafür, 
ihm die elterliche Gewalt zu übertragen, so soll das Vor­
mundschaftsgericht sie dem schuldlosen Teil übertragen. 
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(4) Die elterliche Gewalt soll in der Regel einem Eltern­
teil allein übertragen werden. Erfordert es das Wohl des Kin­
des, so kann einem Elternteil die Sorge für die Person, dem 
anderen die Sorge für das Vermögen des Kindes übertragen 
werden. 

(5) Das Vormundschaftsgericht kann die Sorge für die 
Person und das Vermögen des Kindes einem Vormund oder 
Pfleger übertragen, wenn dies erforderlich ist, um eine Ge­
fahr für das geistige oder leibliche Wohl oder für das Ver­
mögen des Kindes abzuwenden. 

(6) Die vorstehenden Vorschriften gelten auch, wenn die 
Ehe der Eltern für nichtig erklärt worden ist. Der Schuldig­
erklärung steht es gleich, wenn einem der Ehegatten die 
Nichtigkeit der Ehe bei der Eheschließung bekannt war. 

§ 1672 (Getrenntleben der Eltern) Leben die Eltern 
nicht nur vorübergehend getrennt, so gelten die Vorschrif­
ten des S 1671 Abs. 1 bis 4 entsprechend. Das Vormund­
schaftsgericht entscheidet nur auf Antrag eines Elternteils. 

§ 1679 (Elterliche Gewalt bei Verwirkung durch einen 
Elternteil) (1) Hat ein Elternteil die elterliche Gewalt ver­
wirkt, so hat das Vormundschaftsgericht anzuordnen, daß 
die elterliche Gewalt oder die Sorge für die Person oder das 
Vermögen des Kindes dem anderen Elternteil allein zusteht 
soweit dies mit dem Wohle des Kindes vereinbar ist. An'. 
dernfalls bestellt es einen Vormund oder Pfleger. Mit der 
Bestellung verliert auch der andere Elternteil die elterliche 
Gewalt oder die Sorge für die Person oder das Vermögen 
des Kindes. Neben dem Vormund oder Pfleger steht ihm 
nur die tatsächliche Personensorge zu; bei Meinungsver­
schiedenheiten geht die Meinung des Vormundes oder Pfle­
gers vor. 

(2) Die elterliche Gewalt geht auf den anderen EI tern teil 
über, wenn der Elternteil sie verwirkt, dem sie nach den§§ 
1671, 1672 übertragen war. 

§ 1685 (Beistand) (1) Das Vormundschaftsgericht hat 
d~m Elternteil, dem die elterliche Gewalt oder die Sorge für 
die Person oder das Vermögen des Kindes allein zusteht, auf 
seinen Antrag einen Beistand zu bestellen. 

(2) Der Beistand kann für alle Angelegenheiten, für ge­
wisse Arten von Angelegenheiten oder für einzelne Ange­
legenheiten bestellt werden. 

S 1694 (Anzeigepflicht des Jugendamts) Das Jugendamt 
hat dem Vormundschaftsgericht Anzeige zu machen, wenn 
ein Fall zu seiner Kenntnis gelangt, in dem das Vormund­
schaftsgericht zum Einschreiten berufen ist. 

5 1695. (Anhörung der Eltern) (1) Das Vormundschafts­
gericht hat vor einer Entscheidung, welche die Sorge für die 
Person oder das Vermögen des Kindes betrifft, die Eltern 
zu hören. Es darf hiervon nur aus schwerwiegenden Grün­
den absehen. 

(2) (Fühlungnalime mit dem Kind) Das Vormundschafts­
gericht kann mit dem Kinde persönlich Fühlung nehmen. 

1959 

S 1628 und S 1629 Abs. 1 sind gemäß Urteil des Bundes­
verfassungsgerichts vom 29.7.1959 (BGB!. I S. 633) nichtig. 

1961 
Familienrechtsänderungsgesetz vom 11.8.1961 

S 1707 (Rechtsstellung der Mutter) (1) Der Mutter steht 
nicht die elterliche Gewalt über das uneheliche Kind zu. Sie 
hat das Recht und die Pflicht, für die Person des Kindes zu 
sorgen; zur Vertretu_ng des Kindes ist s/e nicht berechtigt. 
Der Vorm_und des_ Kindes hat, soweit der Mutter die Sorge 
zusteht, die rechtliche Stellung eines Beistandes. 

(2) Das Vormundschaftsgericht kann einer volljährigen 
Mutter auf Antrag die elterliche Gewalt über das Kind über­
tragen. Das Gericht kann einzelne Angelegenheiten oder 
einen bestimmten Kreis von Angelegenheiten von der Über­
tragung ausnehmen. 
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S 1708 (Unterhaltspflicht des Vaters) {1) Der Vater des 
unehelichen Kindes ist verpflichtet, dem Kinde bis zur Voll­
endung des achtzehnten Lebensjahres den der Lebensstel­
lung der Mutter entsprechenden Unterhalt zu gewähren. 
Der Unterhalt umfaßt den gesamten Lebensbedarf sowie die 
Kosten der Erziehung und der Vorbildung zu einem Berufe. 
Hat das Kind das sechzehnte Lebensjahr vollendet, so ist 
auf Verlangen des Vaters eigenes Einkommen des Kindes zu 
berücksichtigen, soweit dies der Billigkeit entspricht. 

(2) Ist das Kind zur Zeit der Vollendung des achtzehnten 
Lebensjahrs infolge körperlicher oder geistiger Gebrechen 
außerstande, sich s-elbst zu unterhalten, so hat ihm der Va­
ter auch über diese Zeit hinaus Unterhalt zu gewähren; die 
Vorschrift des S 1603 Abs. 1 findet Anwendung. 

1970 
Gesetz über die rechtliche Stellung der nichtehelichen Kin­
der (NEhelG) vom 19.8.1969, in Kraft seitdem 1.7.1970 

1974 
Gesetz zur Neuregelung des Volljährigkeitsalters v. 31. 7. 74 

S 1633. (Einschränkung der Personensorge durch Heirat) 
Die Sorge für die Person eines Minderjährigen, der verheira­
tet ist oder war, beschränkt sich auf die Vertretung in den 
persönlichen Angelegenheiten. 

1977 
1. Gesetz zur Reform des Ehe- und Familienrechts (1. EheRG 
vom 14.6.1976, in Kraft seitdem 1.7.1977 

S 16 71. (Elterliche Gewalt nach Scheidung der Eltern) 
(1) Wird die Ehe der Eltern geschieden, so bestimmt das 
Familiengericht, welchem Elternteil die elterliche Gewalt 
über ein gemeinschaftliches Kind zustehen soll. 

(2) Von einem gemeinsamen Vorschlag der Eltern soll 
das Familiengericht nur abweichen, wenn dies zum Wohle 
des Kindes erforderlich ist. 

S ibylla Flügge 

STREIT 1/83 

(3) Haben die Eltern keinen Vorschlag gemacht oder bil­
ligt das Familiengericht ihren Vorschlag nicht, so trifft es 
die Regelung, die unter Berücksichtigung der gesamten Ver­
hältnisse dem Wohle des Kindes am besten entspricht. 

(4) Die elterliche Gewalt soll in der Regel einem Eltern­
teil allein übertragen werden. Erfodert es das Wohl des Kin­
des, so kann einem Elternteil die Sorge für die Person, dem 
anderen die Sorge für das Vermögen des Kindes übertragen 
werden. 

(5) Das Familiengericht kann die Sorge für die Person 
und das Vermögen des Kindes einem Vormund oder Pfleger 
übertragen, wenn dies erforderlich ist, um eine Gefahr für 
das geistige oder leibliche Wohl oder für das Vermögen des 
Kindes abzuwenden. 

(6) Die vorstehenden Vorschriften gelten entsprechend, 
wenn die Ehe der Eltern für nichtig erklärt oder aufgehoben 
worden ist. Haben die Eltern innerhalb von zwei Monaten 
nach Rechtskraft des Urteils, durch das die Ehe für nichtig 
erklärt oder aufgehoben worden ist, keinen Vorschlag ge­
macht, so trifft das Familiengericht die Regelung, die unter 
Berücksichtigung der gesamten Verhältnisse dem Wohle des 
Kindes am besten entspricht. 

S 16 72. (Elterliche Gewalt bei Getrenntleben der Eltern) 
Leben die Eltern nicht nur vorübergehend getrennt, so be­
stimmt das Familiengericht, welchem Elternteil die elter­
liche Gewalt über ein gemeinschaftliches Kind zustehen soll. 
Das Gericht entscheidet nur auf Antrag eines Elternteils. 
Die Vorschriften des S 1671 Abs. 2 bis 4 gelten entspre­
chend. 

1979 
Unterhaltsvorschußgesetz vom 23.7.1979 

1980 
Gesetz zur Neuregelung des Rechts der elterlichen Sorge 
vom 18.7.1979 in Kraft seit dem 1.1.1980 

1982 
§ 16 71 Abs. IV BGB ist gemäß Urteil des B VerfG vom 
3.11.1982 nichtig. 

Kein gemeinsames Sorgerecht ohne Ehe 

Mit Urteil vom 24 .3 .81 hat der 1. Senat des Bun­
desverfassungsgerichts entschieden, daß der Aus­

schluß des Vaters eines nichtehelichen Kindes von 
der elterlichen Sorge(§ 1705 BGB) sowie die starke 
Beschränkung des Verkehrsrechtes (§ 1 711 BGB) ver 0 

fassungsrechtlich nicht zu beanstanden sei. Die Re­
daktion der FamRZ schrieb dazu: ,,Das vorstehende 
Urteil verdient in fast jedem Satz volle Zustimmung." 
- Ein Grund mehr, das Urteil einer kritischen Ana­

lyse zu unterziehen. 
(Urteil des Bundesverfassungsgerichtes vom 24.3.1981, 

- 1 BvR 1516/78; BvR 1337/80 - in FamRZ 1981, 429 ff) 

Das Urteil ist besonders interessant, sieht man es 

im Zusammenhang mit dem von Jutta Bahr-Jendges 
in diesem Heft besprochenen Urteil vom 3.11.82 be­
treffend das gemeinsame Sorgerecht nach Eheschei­
dung sowie mit dem Beschluß vom 15.6.1971 mit 
dem das gleiche Gericht einer Frau verkündete, es 

verstoße weder gegen Art. 3 GG noch gegen Art.6 

GG, wenn der nicht sorgeberechtigte geschiedene 
,Vater gegen ihren Willen ein Verkehrsrecht mit dem 
Kind erhalte. (FamRZ 71, 421ff) 

Da Art. 6V GG eine möglichst weitgehende Gleich­
stellung nichtehelicher und ehelicher Kinder fordert, 
stellt sich die Frage, warum das Gericht im ersten 
Fall die eher matriarchale Ausgestaltung des Nicht­
eheltchenrechtes bestätigt, während es im zweiten 
Fall bemüht ist, die Position des Vaters zu stärken. 

Weil sich mir beim Lesen der Urteilsbegründung 
die Gründe für die Ungleichbehandlung verheirateter 
und unverheirateter Väter immer mehr verflüchtig­
ten, je mehr ich mich in die Lektüre vertiefte, geriet 
mir die ursprünglich geplante Urteilsbesprechung im­
mer mehr zu einer schulmäßigen Urteilsanalyse. Da 
das Urteil recht kurz gehalten ist, kann ich sämtliche 

Argumente referieren und die entscheidenden Sätze 
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